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Betreff

Eintragung eines Baudenkmals in die Denkmalliste der Stadt Emmerich am Rhein,
Dachziegelwerk Alphons Meyer, Reeser Stralle 205, 46446 Emmerich am Rhein

Beratungsfolge

Ausschuss fir Stadtentwicklung 21.09.2021

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss fir Stadtentwicklung beschlieRt die Unterschutzstellung entsprechend dem
vorlaufigen Denkmalblatt sowie dem Gutachten des LVR-Amtes flir Denkmalpflege im Rhein-
land fir das Baudenkmal ,Dachziegelwerk Alphons Meyer®, Reeser Stralle 205, flr welches
die Voraussetzungen nach § 2 des Gesetzes zum Schutz und zu Pflege der Denkmaler im
Land Nordrhein-Westfalen (Denkmalschutzgesetz — DSchG NRW) vorliegen, zum Eintrag als
Baudenkmal in die Liste der geschutzten Denkmaler der unteren Denkmalbehdrde der Stadt
Emmerich am Rhein in Erfullung der Verfugung des Kreis Kleve — die Landratin als untere
staatliche Verwaltungsbehérde — gem. §§ 122, 123 GO NRW vom 17.08.2021 (AZ: 1.2-
15.11.-09/0002-001).
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Sachdarstellung:

A. Sachverhalt

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung tagte erstmalig am 20.04.2021 zum Thema Eintragung
des Baudenkmals ,Dachziegelwerk Alphons Meyer®. Im Rahmen der Sitzung wurde einge-
hend das Verfahren zur Unterschutzstellung von Denkmalern erlautert. Da die Ausschuss-
mitglieder unter anderem erhebliche Beschrankungen des Eigentimers des Grundstlickes
Reeser Stralte 205 verbunden mit erheblichen wirtschaftlichen Konsequenzen zu Lasten des
Eigentimers anlasslich einer Unterschutzstellung beflrchteten, wurde der Tagesordnungs-
punkt wegen Beratungsbedarf dem Abstimmungsergebnis von 11 Ja-Stimmen und 2 Enthal-
tungen von der Tagesordnung abgesetzt.

In der Sitzung des ASE vom 08.06.2021 wurde der Tagesordnungspunkt zur Unterschutz-
stellung des Dachziegelwerks Alphons Meyer erneut behandelt. Die Beratung des Tages-
ordnungspunktes fihrte zu dem Ergebnis, dass nicht nur eine Abstimmung Gber den Be-
schlussvorschlag der Verwaltung,

.Der Ausschuss fur Stadtentwicklung stellt fest, dass fur das Baudenkmal ,Dachzie-
gelwerk Alphons Meyer®, Reeser Stralte 205, die Voraussetzungen nach § 2 des Ge-
setzes zum Schutz und zu Pflege der Denkmaler im Land Nordrhein-Westfalen
(Denkmalschutzgesetz — DSchG NRW) zum Eintrag als Baudenkmal in die Liste der
geschitzten Denkmaler erflllt sind und beschliel3t die Unterschutzstellung entspre-
chend dem vorlaufigen Denkmalblatt sowie dem Gutachten des LVR-Amtes fir
Denkmalpflege im Rheinland®,

sondern auch eine Abstimmung Uber den Beschlussvorschlag aus den Reihen des Aus-
schusses,

.Der Ausschuss fir Stadtentwicklung lehnt eine Unterschutzstellung des Dachziegel-
werks Alphons Meyer, Reeser Stralle 205, 46446 Emmerich am Rhein, ab“,

erfolgte.

Fir beide Beschlisse erfolgte jeweils eine getrennte Abstimmung.
Das Abstimmungsergebnis sowohl fur den Beschlussvorschlag der Verwaltung als auch fur
den Beschlussvorschlag aus den Reihen der Ausschussmitglieder lautete jeweils:

5 Ja-Stimmen, 5 Nein-Stimmen sowie 2 Enthaltungen.

Gemal § 50 Abs. 5 GO NRW zahlen Stimmenthaltungen bei der Berechnung von Mehrhei-
ten nicht mit. Zugrunde zu legen ist hier die einfache Stimmenmehrheit, da sich aus den den
Beschlissen zugrundeliegenden Rechtsvorschriften aus dem Denkmalwesen sowie dem
Kommunalverfassungsrecht keine anderen Regelungen ergeben. Es wurde somit bei den
jeweiligen Abstimmungen Uber beide Beschlussvorschlage eine Stimmengleichheit von je-
weils 5 Ja- sowie 5 Nein-Stimmen erzielt.

§ 50 Abs. 1 Satz 2 GO NRW regelt fur solche Falle eindeutig, dass bei Stimmengleichheit ein
Antrag als abgelehnt gilt und somit beide Beschlisse als eine Ablehnung der jeweiligen An-
trage zu bewerten sind.

Mit Vorlage vom 15.06.2021, Vorlage Nr. 05-17 0298/2021 wurde nachfolgend ausflhrlich
begrindet, weshalb eine Ablehnung des Beschlussvorschlages der Verwaltung rechtswidrig
sei. Da die Denkmaleigenschaft der Dachziegelei Alphons Meyer im Sinne des Denkmal-
schutzgesetzes zu bejahen sei, bestehe die Verpflichtung, die Anlage unter Denkmalschutz
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zu stellen und diese in die Denkmalliste der Stadt Emmerich am Rhein einzutragen. Trotz
Bejahung samtlicher Tatbestandsvoraussetzungen zur Denkmaleigenschaft und Eintra-
gungsverpflichtung habe der Ausschuss in rechtswidriger Art und Weise diesen Beschluss
nicht gefasst, weshalb besagte Entscheidung durch den Burgermeister gemal § 54 Abs. 3
Satz 2 GO NRW in Verbindung mit § 54 Abs. 2 Satz 1 GO NRW zu beanstanden gewesen
sei.

Da der Ausschuss fur Stadtentwicklung in seiner Sitzung am 29.06.2021 den beanstandeten
Beschluss nicht authob und Beschluss zur Eintragung der Anlage in die Denkmalliste nicht
fasste, hatte nachfolgend der Rat der Stadt Emmerich am Rhein Uber diese Angelegenheit
gemal § 54 Abs. 3 Satz 2 GO NRW zu entscheiden. Nach weiterer Beratung in 6ffentlicher
Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 29.06.2021 wurde die Angelegenheit durch
den Rat der Stadt Emmerich am Rhein in seiner Sitzung am 29.06.2021 abschlieend be-
schieden. Der Rat folgte dem Vorschlag der Verwaltung, den Beschluss des Ausschusses
fur Stadtentwicklung aufzuheben und stattdessen die Denkmaleigenschaft der Anlage fest-
zustellen und die Unterschutzstellung zu beschlief3en, nicht.

Da § 54 Abs. 2 GO NRW die Beanstandungspflicht des Blrgermeisters in den Fallen be-
grindet, in denen er nach Prifung eines Beschlusses des Rates zu dem Ergebnis gelangt,
dass dieser einen rechtswidrigen Beschluss gefasst hat, legte dieser nachfolgend den Sach-
verhalt mit Bericht vom 6.07.2021 sowie den zugehdrigen Unterlagen dem Kreis Kleve als
zustandige Kommunalaufsicht vor und begriindete umfassend seine Rechtsauffassung. Zur
Vermeidung von Wiederholungen wird diesbezliglich auf die rechtlichen Ausflihrungen der
Verwaltung in der in der Anlage beiliegenden Vorlage Nr. 05-17 0298/2021 vom 15.06.2021
verwiesen.

B. Entscheidung des Kreis Kleve

Rechtswidrig sind Beschlisse des Rates dann, wenn sie den bestehenden, zwingenden
Rechtsvorschriften widersprechen. Die Malistabe fur die Beurteilung der Rechtswidrigkeit
ergeben sich aus dem jeweils anwendbaren formellen und materiellen Recht.

Zu prifen war folglich durch den Kreis Kleve als zustdndige Kommunalaufsicht, ob die durch
den Ausschuss fur Stadtentwicklung sowie den Rat der Stadt Emmerich am Rhein in Wider-
spruch zu zwingend anzuwendendem geltenden Recht gestanden haben.

Sachverhalt und Rechtslage wurden in diesem Zusammenhang nicht nur unter Berlcksichti-
gung der kommunalverfassungsrechtlichen Aspekte geprift, sondern es wurde ebenfalls
unter Einbeziehung und Stellungnahme der beim Kreis Kleve angesiedelten oberen Denk-
malbehérde unter denkmalrechtlichen Gesichtspunkten umfassend geprift. Entsprechende
Ausfuhrungen in rechtlicher Hinsicht finden sich hierzu in der vorgenannten Verfugung des
Kreis Kleve.

Mit Verfigung vom 17.08.2021 hob der Kreis Kleve, die Landratin, als untere staatliche Ver-
waltungsbehdrde zunachst samtliche Beschlisse des Ausschuss fur Stadtentwicklung sowie
des Rates in diesem Zusammenhang gemalR § 122 Abs. 1 S. 2 GO NRW auf und verpflichte-
te gleichzeitig die Stadt Emmerich am Rhein auf Grundlage des § 123 Abs. 1 GO NRW, da-
fur Sorge zu tragen, dass die Stadt Emmerich am Rhein ihren gesetzlichen Verpflichtungen
gemal des Denkmalschutzgesetzes bis zum 31.10.2021 nachkomme.

Uber den in Erfiillung dieser Verpflichtung durch den Ausschuss fiir Stadtentwicklung geman

§ 7 Buchstabe d) der Hauptsatzung der Stadt Emmerich am Rhein zu fassenden Beschluss
zur Unterschutzstellung des Baudenkmals Dachziegelwerk Alphons Meyer gem. § 2 DSchG
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NRW hat die Stadt Emmerich am Rhein der Kommunalaufsicht bis zum 31.10.2021 unver-
ziglich zu berichten.

Fir den Fall, dass trotz der durch die Kommunalaufsicht ausgesprochenen Verpflichtung zur
Beschlussfassung der Ausschuss fir Stadtentwicklung dieser Forderung nicht fristgerecht
nachkomme, wurde ebenfalls die Ersatzvornahme gemaf § 123 Abs. 2 GO NRW angedroht.

Die gesamte Verfugung Kreis Kleve vom 17.08.2021 liegt der Vorlage in der Anlage bei. Den
Mitgliedern des Rats der Stadt Emmerich am Rhein wurde diese Entscheidung bereits am
31.08.2021 auf elektronischem Wege mitgeteilt, da es sich bei der betreffenden Aufhe-
bungsverfliigung einschlieRlich der Androhung der Ersatzvornahme durch die Kommunalauf-
sicht um eine wichtige Angelegenheit handelt, Gber den der Blrgermeister die zustandigen
Gremien gem. § 62 Abs. 4 GO NRW zu unterrichten hat. Formerfordernisse an die Art und
Weise der Unterrichtung enthalt die Gemeindeordnung nicht. Grundsatzlich sollen die Unter-
lagen allerdings den Ratsmitgliedern schriftlich vorliegen.

C. Konsequenzen der Verfigung vom 17.08.2021

Der Kreis Kleve hat gemal § 122 Abs. 1 Satz 2 GO NRW mit der o.g. Verfiigung die Be-
schliisse des Rates der Stadt Emmerich am Rhein vom 29.06.2021, die Beschlisse des
Ausschusses fur Stadtentwicklung vom 29.06.2021 sowie den Beschluss des Ausschusses
fur Stadtentwicklung vom 8.06.2021 zum Sachverhalt ,Eintragung des Baudenkmals Alphons
Meyer in die Denkmalliste der Stadt Emmerich am Rhein“ aufgehoben. Diese Beschliisse
sind somit nicht mehr existent.

Darlber hinaus wurde die Stadt Emmerich am Rhein mit vorgenannter Verfligung gemaf §
123 Abs. 1 GO NRW verpflichtet, ihre gesetzlichen Verpflichtungen auf Grundlage des
Denkmalschutzgesetzes NRW zu erflillen. Liegen fir eine bauliche Anlage die Vorausset-
zungen eines Baudenkmals im Sinne des § 2 DSchG NRW vor, ist das Baudenkmal unter
Schutz zu stellen und das Denkmal in die Denkmalliste der Stadt Emmerich am Rhein einzu-
tragen, § 3 DSchG NRW.

Da die Stadt Emmerich am Rhein von ihrem Recht im Sinne des § 41 Abs. 3 GO NRW Ge-
brauch gemacht hat, dem Ausschuss fur Stadtentwicklung die Entscheidung Uber die Unter-
schutzstellung eines Baudenkmals und seine Eintragung in die Denkmalliste der Stadt Em-
merich am Rhein zu Ubertragen (vgl. § 7 Buchstabe d) der Hauptsatzung der Stadt Em-
merich am Rhein), bedarf es nunmehr der entsprechenden Beschlussfassung durch den
Ausschuss fur Stadtentwicklung.

Die Denkmaleigenschaft des Dachziegelwerks Alphons Meyer liegt vor. Dies ergibt sich u.a.
aus der gutachterlichen Stellungnahme gem. § 22 Abs. 3 DSchG NRW zum Denkmalwert
gem. § 2 Abs. 1 DSchG NRW vom 29.03.2021 des LVR-Amt fir Denkmalpflege im Rhein-
land sowie seiner Auswertung und Prifung sowohl durch die untere Denkmalbehdrde der
Stadt Emmerich am Rhein als auch die obere Denkmalbehoérde des Kreis Kleve. (s. noch-
mals die beiliegende gutachterliche Stellungnahme sowie die in der Anlage beiliegende Vor-
lage und die Ausfihrungen des Kreis Kleve in seiner Verfugung vom 17.08.2021).

Das formelle Verfahren zur endgultigen Unterschutzstellung des Baudenkmals und seiner
Eintragung in die Denkmalliste wurde durch die untere Denkmalbehdrde eingeleitet. Dem
Eigentimer des Baudenkmals wurde im Rahmen des Verfahrens die Gelegenheit gegeben,
von seinem Anhdrungsrecht im Sinne des § 28 VwWVfG NRW Gebrauch zu machen. In
Wahrnehmung dieses Rechts hat er sich Uber den von ihm in dieser Angelegenheit beauf-
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tragten Rechtsanwalt geduRert. Somit liegen auch die formellen Voraussetzungen fir die
Unterschutzstellung und Eintragung des Baudenkmals in die Denkmalliste vor.

Folglich ist in Erfullung des § 3 DSchG NRW, der eine gebundene Rechtsfolge enthalt, durch
den Ausschuss fur Stadtentwicklung zwingend zu fassen. lhm obliegt infolge der Anweisung
des Kreis Kleve gemal § 123 Abs. 1 GO NRW auch keine eigene Entscheidungskompetenz
mehr. Vielmehr ist er verbindlich verpflichtet, die erforderliche Beschlussfassung herbeizu-
fuhren.

Die Bindungswirkung seiner Verfligung untermauert der Kreis Kleve auch dadurch, dass er
fur den Fall, dass der Ausschuss fir Stadtentwicklung diesen Beschluss nicht fasst, er die
Ersatzvornahme im Sinne des § 123 Abs. 2 GO NRW anordnet. Im Falle der Ersatzvornah-
me tritt der Kreis Kleve automatisch an die Stelle des eigentlich zustandigen Ausschusses
fur Stadtentwicklung und fasst stattdessen den Beschluss zur Unterschutzstellung und Ein-
tragung und verpflichtet daraufhin die Stadt Emmerich am Rhein, die Eintragung in die
Denkmalliste der Stadt Emmerich am Rhein umgehend zu durchzufiihren.

Diese Vorgehensweise bedarf keinerlei weiteren Beschlusses des Ausschusses oder des
Rates mehr. Vielmehr treten diese Rechtsfolgen unmittelbar auf Grundlage der Verfiigung
des Kreis Kleve vom 17.08.2021 ein.

Die Entscheidung, gegentber der jeweiligen Gemeinde Anordnungen im Sinne des § 123
Abs. 1 GO NRW zu treffen und die Ersatzvornahme geman § 123 Abs. 2 GO NRW durchzu-
fuhren, steht grundsatzlich im Ermessen der zustandigen Behorde. Der Kreis Kleve hat in
seiner Verfugung sein Ermessen rechtmallig ausgetbt und ausgefihrt, dass in den Fallen, in
denen die jeweiligen Beschlussorgane eine rechtswidrige Entscheidung treffen, der Auf-
sichtsbehdrde ein Ermessen dahingehend zusteht, ob sie in diesen Fallen einschreitet und
eine der Mallnahmen im Sinne des § 123 Abs. 1 oder Abs. 2 GO NRW ftrifft. Aufgrund des
Grundsatzes der GesetzmaRigkeit der Verwaltung bestehe, wie der Kreis Kleve ausfihrt, im
Rahmen des Opportunitatsprinzips nur ein enger Spielraum bei der Austibung des Ermes-
sens.

Da geltendes Recht einzuhalten ist, war die Anordnung, rechtmaflige Zustande herzustellen
und die Herstellung dieser rechtmafigen Zustande auch bei Bedarf selbst herzustellen, ge-
eignet. Diese Entscheidung bezlglich beider MalRnahmen war erforderlich, da kein anderes
Mittel angesichts der Sachlage ersichtlich war, rechtmaflige Zustande wiederherzustellen.
Die Mallnahme des Kreis Kleve war auch angemessen und verhaltnismaRig im engeren
Sinne, da es Aufgabe der Kommunalaufsicht ist, rechtmafRlige Zustande herzustellen und vor
allem zwingende Rechtsvorschriften, wie es die hier in Rede stehenden denkmalrechtlichen
Vorschriften darstellen, umzusetzen. Unter Berucksichtigung der Bedeutung des Denkmal-
rechts fur die Allgemeinheit, Kultur, Wissenschaft und Geschichte war dieser MaRnahme
ausreichend Bedeutung zuzumessen. Das gilt, wie auch der Kreis Kleve ausfihrt, umso
mehr, als dass diese Angelegenheit groRes Interesse in der Offentlichkeit hervorgerufen hat
und zu erheblichen Diskussionen gefuhrt hat. Diese Mallnahme dient u.a. auch der Klarstel-
lung, dass zwingendes Recht nicht der Diskussion bzw. einer Entscheidung nach Belieben
unterliegt. Die Verfugung des Kreises vom 17.08.2021 ist insoweit nicht zu beanstanden ge-
wesen, weshalb sie der unverziglichen Umsetzung bedarf.

Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen:

Die MalRnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.
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Leitbild:

Die MalRhahme wird von den Zielen des Leitbildes nicht berthrt.

In Vertretung

Dr. Wachs
Erster Beigeordneter

Anlage/n:

Anlage 1 zur Verwaltungsvorlage 05-17_0364-2021
Anlage 2 zur Verwaltungsvorlage 05-17_0364-2021
Anlage 3 zur Verwaltungsvorlage 05-17_0364-2021

05 -17 0364/2021 Seite 6 von 6



	REF_voname
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung

